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Rechtsverordnung 

betr. ſtatiſtiſche Gebühr. 

Vom 9. Februar 1939. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 57 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver- 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

A 

Die auf Grund des $ 12 des Geſetzes betr. die Statiſtik des Warenverkehrs vom 21. Dezember 


1922 und 29. September 1930 (G. Bl. 1922 S. 581 und 1930 ©. 187) erhobene ſtatiſtiſche Gebühr 
iſt eine Verbrauchsabgabe im Sinne des Steuergrundgeſetzes. 


2 
Dieſe Rechtsverordnung tritt rückwirkend 15 555 1. Januar 1937 in Kraft. 
Danzig, den 9. Februar 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Pz. Z. 5650 Greiſer Dr. Hoppenrath 


26 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 11. Februar 1939. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 53 in Verbindung mit § 2 Buchſt. b des Geſetzes zur Behebung der 
Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des feine Verlängerung aus 
ſprechenden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten vom 10. März 1932 

(G. Bl. S. 140) in der zurzeit geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 
1. In $ 1 iſt an die Stelle der Worte „nach den SS 2 und 3 des Einkommenſteuergeſetzes“ 
zu ſetzen: „nach den SS 1 und 2 des Einkommenſteuergeſetzes vom 11. Dezember 1934 
(G. Bl. S. 781)“, 
2. in $ 3 Abſ. 1 iſt ſtatt „§ 32“ zu ſetzen: „§ 19“, 
3. in $ 5 Abſ. 3 iſt ſtatt „§ 73“ zu ſetzen: „§ 38“. 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 11. Februar 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. F:z. S. 622⁰ Greiſer Dr. Hoppenrath 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 3. 1939 ) 
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2. Verordnung 


über die Geſchäfts verteilung bei den Gerichten. 
Vom 13. Februar 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 22 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Bei Beginn des Geſchäftsjahres und für ſeine Dauer ſind durch den Gerichtspräſidenten die Ge— 
ſchäfte unter den Richtern eines Amtsgerichts, unter den Kammern des Landgerichts und den Senaten 
des Obergerichts zu verteilen und die Vorſitzenden und die ſtändigen Mitglieder der einzelnen Kam⸗ 
mern und Senate ſowie die ſtändigen Vertreter für den Fall der Verhinderung eines Richters zu be⸗ 
ſtimmen. 
Der Senat kann Grundſätze für die Geſchäftsverteilung aufſtellen. 


8 2 

Die Geſchäftsverteilung kann im Laufe des Geſchäftsjahres nur geändert werden, wenn dies wegen 
Überlaſtung, Wechſels oder dauernder Verhinderung eines Richters oder ſonſt im Intereſſe der Rechts 
pflege dringend erforderlich wird. 

8 3 

Innerhalb der Kammern und Senate werden die Geſchäfte durch die Vorſitzenden auf die Mit— 
glieder verteilt. 

8 4 

Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 

Gleichzeitig treten die Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſowie des Ausführungsgeſetzes 
zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz über das Präſidium außer Kraft; die dem Präſidium übertragenen ſon— 
ſtigen Aufgaben gehen auf den Gerichtspräſidenten über. 

Laufende Geſchäftsverteilungen bleiben nach Maßgabe dieſer Verordnung beſtehen. 


Danzig, den 13. Februar 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 445° Greifer Dr. Wiers-Keiſer 


28 Verordnung 
zur Durchführung der Verordnung über das Ausſcheiden der Inden aus der Rechtsanwaltſchaft und 
dem Notariat vom 1. Februar 1939 (G. Bl. S. 17). 
Vom 14. Februar 1939. 


Auf Grund des § 17 Abſ. 2 der Verordnung über das Ausſcheiden der Juden aus der Rechts— 
anwaltſchaft und dem Notariat vom 1. Februar 1939 (G. Bl. S. 17) wird folgendes verordnet: 


Artikel I 
Zulaſſung als jüdiſcher Konſulent 
1 


8 
(1) Als jüdiſcher Konſulent wird grundſätzlich nur zugelaſſen, wer auf Grund des $ 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 1. Februar 1939 (G. Bl. S. 17) aus der Rechtsanwaltſchaft ausgeſchieden iſt. Geſuch⸗ 
ſteller, die als Frontkämpfer eine ſchwere Kriegsbeſchädigung erlitten haben, werden bei der Auswahl 
in erſter Linie berückſichtigt. 
(2) Geſuche um Zulaſſung als jüdiſcher Konſulent ſind tunlichſt bald bei dem Gerichtspräſidenten 
einzureichen. 
8 2 
Der Gerichtspräſident legt die Geſuche mit ſeiner Stellungnahme dem Senat zur Entſchließung 
vor. Die Entſcheidung des Senats wird dem Geſuchſteller durch den Gerichtspräſidenten bekanntgemacht. 


8 3 
Die Zulaſſung eines jüdiſchen Konſulenten hat der Gerichtspräſident mitzuteilen: 
a) dem Gauleiter der NSDAP.; 
b) dem Präſidenten der Rechtsanwaltstammer; 
c) dem Polizeipräſidenten. 
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Artikel II 
Pflichten der jüdiſchen Konſulenten 
8 4 
Der jüdiſche Konſulent hat ſeinen Beruf ordnungsmäßig auszuüben. Er hat insbeſondere: 

a) unverzüglich nach ſeiner Zulaſſung ſeine Geſchäftsräume einzurichten, ſie durch ein Schild 
mit der Aufſchrift „Konſulent. Zugelaſſen nur zur rechtlichen Beratung und Vertretung von 
Juden.“ zu kennzeichnen und etwaige Auflagen umgehend und ſorgfältig zu erfüllen; 

b) ſeine berufliche Anſchrift und ihre Anderung unverzüglich dem Gerichtspräſidenten anzu⸗ 
zeigen; 

c) in Juſtizverwaltungsſachen den vorgeſchriebenen Inſtanzenweg einzuhalten; 

d) im Rechts- und Geſchäftsverkehr ſtets die Berufsbezeichnung „Konſulent“ zu führen und ſich 

des vollen Vor- und Zunamens zu bedienen. 

auf Briefbogen, Geſchäftskarten und bei ähnlichen Ankündigungen in deutlich erkennbarer 
Schrift hinzuzuſetzen: „Zugelaſſen nur zur rechtlichen Beratung und Vertretung von Juden.“ 
ſich vor der Übernahme der Beſorgung einer Rechtsangelegenheit in geeigneter Weiſe zu 
vergewiſſern, daß der Auftraggeber die Vorausſetzungen des 8 9 der Verordnung vom 
1. Februar 1939 (G. Bl. S. 17) erfüllt und in Zweifelsfällen die Entſcheidung des Ge⸗ 
richtspräſidenten einzuholen. 

weibliche Hilfskräfte deutſchen oder artverwandten Blutes nur zu beſchäftigen, ſofern ſie 
das 45. Lebensjahr vollendet haben; 

h) rechtskundige Hilfsarbeiter mit Aufgaben irgendwelcher Art in ſeinem Beruf nicht ohne 

Genehmigung des Gerichtspräſidenten zu beſchäftigen; 

i) eine berufsfremde Nebenbeſchäftigung nicht ohne Genehmigung des Gerichtspräſidenten aus- 
zuüben; 

j) ein Regiſter zu führen, in welches er unter fortlaufender Nummer jede Rechtsangelegenheit, 

mit der er beruflich befaßt wird, nach dem Auftraggeber einzutragen hat; der Name des 

Auftraggebers iſt ſpäteſtens innerhalb einer Woche nach Empfang des Auftrages zu 

vermerken. 

Die Eintragungspflicht erſtreckt ſich auch auf Strafverteidigungen, auf die lediglich be- 
ratende Tätigkeit und auf die Mitwirkung bei Verfahren vor Schieds- und Ausgleichs— 
ſtellen, inſonderheit der jüdiſchen Kultusvereinigungen und ihrer Verbände oder vor ähn⸗ 
lichen Einrichtungen. 

Den zur Durchführung des $ 13 der Verordnung vom 1. Februar 1939 (G. Bl. S. 17) 

ergehenden Anordnungen der Aufſichtsbehörde oder der Ausgleichsſtelle hat er ſorgfältig 
nachzukommen. 
alle ſich auf einzelne Rechtsangelegenheiten beziehenden Schriftſtücke — unbeſchadet der 
Rechte der Auftraggeber — 5 Jahre lang geordnet aufzubewahren; 
im Zeitpunkt der Aufgabe ſeines Berufes oder des Widerrufs ſeiner Zulaſſung das Re⸗ 
giſter und die unter k genannten Schriftſtücke auf Anſuchen dem Gerichtspräſidenten einzu- 
reichen. Iſt der jüdiſche Konſulent verſtorben oder aus einem ſonſtigen Grunde zur Bor- 
legung dieſes Schriftgutes außerſtande, ſo trifft die Pflicht zur Herausgabe jeden, der 
dieſes Schriftgut ganz oder teilweiſe in Gewahrſam hat. 
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Artikel III 
Aufſicht 
8 5 
Der jüdiſche Konſulent wird alsbald nach ſeiner Zulaſſung durch den Gerichtspräſidenten oder einen 
von ihm beauftragten richterlichen Beamten mündlich auf ſeine Pflichten hingewieſen. Zugleich iſt er 
über ſeine ſachliche Zuſtändigkeit zu belehren. ber dieſe Verhandlung iſt eine Niederſchrift aufzu— 
nehmen; eine Abſchrift dieſer Niederſchrift iſt dem Senat zu überſenden. 


86 
(1) Der jüdiſche Konſulent unterſteht der Aufliht des Gerichtspräſidenten. Der jüdiſche Konſulent 
iſt verpflichtet, dem Gerichtspräſidenten und den von ihm beauftragten Beamten das Regiſter der von 
ihm beſorgten Rechtsangelegenheiten und alle ſonſtigen Akten und Bücher zur Einſicht vorzulegen. 
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(2) Der Gerichtspräſident iſt befugt, die ordnungswidrige Ausführung eines Berufsgeſchüfts zu 
rügen und den jüdiſchen Konſulenten zur ſachgemäßen Erledigung zu ermahnen ſowie ihn bei Pflichtver⸗ 
letzungen feine Mißbilligung auszuſprechen; die Ausübung dieſer Befugniſſe kann nur auf richterliche 
Beamte übertragen werden. 

f 87 

(1) Der Gerichtspräſident entſcheidet über Geſuche des jüdiſchen Konſulenten: 

a) ihm die Übernahme einer berufsfremden Nebenbeſchäftigung oder die ſtändige Ausübung 
eines Gewerbebetriebes zu geſtatten; die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn die Neben⸗ 
beſchäftigung für einen jüdiſchen Konſulenten nicht angemeſſen iſt oder wenn ſie den Um⸗ 
ſtänden nach ſeine Arbeitskraft übermäßig in Anſpruch nimmt; 

b) ihm die Beſchäftigung einer rechtskundigen Perſon zu geſtatten. Die Beſchäftigung eines 
ſolchen Hilfsarbeiters darf nur aus Anlaß eines vorübergehenden Bedürfniſſes genehmigt 
werden. Die Genehmigung iſt insbeſondere zu verſagen: 

aa) wenn der Hilfsarbeiter deutſchen oder artverwandten Blutes iſt; 

bb) wenn die Beſchäftigung länger als ſechs Monate innerhalb eines Kalenderjahres 
dauern ſoll; 

cc) wenn der jüdiſche Konſulent bereits eine rechtskundige Perſon beſchäftigt. 

(2) Der Gerichtspräſident entſcheidet ferner über Beſchwerden von Auftraggebern des jüdiſchen 
Konſulenten. 

8 8 
Die Entſcheidungen des Gerichtspräſidenten in den Fällen des § 7 ſind endgültig. 


Artikel IV 
Unterbrechung der Berufsausübung und Vertreiung des jüdiſchen Konſulenten 
8 9 

Beabſichtigt der jüdiſche Konſulent, ſich länger als eine Woche der Ausübung ſeines Berufes zu 
enthalten oder länger als eine Woche den Ort ſeiner beruflichen Niederlaſſung zu verlaſſen, To hat er dies, 
ſofern ihm ein Vertreter nicht beſtellt iſt, unverzüglich dem Gerichtspräſidenten anzuzeigen. In gleicher 
Weiſe hat er die Wiederaufnahme ſeiner Berufsausübung und die Rückkehr an den Ort ſeiner beruf— 
lichen Niederlaſſung anzuzeigen. 

8 10 

(1) Iſt der jüdiſche Konſulent an der perſönlichen Berufsausübung allgemein verhindert, jo hat 
er die Beſtellung eines Vertreters zu beantragen. 

(2) Als Stellvertreter eines jüdiſchen Konſulenten geeignet iſt außer einem jüdiſchen Konſulenten 
ein Jude, der nach den Vorſchriften dieſer Verordnung als jüdiſcher Konſulent zugelaſſen werden könnte. 
Iſt der Vertreter noch nicht als jüdiſcher Konſulent zugelaſſen, ſo ſetzt die Beſtellung zum Vertreter 
voraus, daß er für dieſe Zeit als jüdiſcher Konſulent zugelaſſen wird. 


8 11 
Sit der jüdiſche Konſulent an der Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit aus einem in der Per— 
ſon des Auftraggebers liegenden oder einem ähnlichen Grunde verhindert und kommt an feiner Stelle 
ein anderer jüdiſcher Konſulent nicht in Betracht, ſo kann der Gerichtspräfident einen Rechtsanwalt be— 
ſtimmen, der die Beſorgung dieſer Angelegenheit zu übernehmen hat. 


8 12 
(1) Das Geſuch des jüdiſchen Konſulenten um Beſtellung eines Stellvertreters iſt bei dem Gerichts- 
präſidenten einzureichen; die Zuſtimmungserklärung des als Vertreter in Ausſicht genommenen Juden 
iſt beizufügen. 
(2) Der Gerichtspräſident iſt ermächtigt, auf Antrag einem jüdiſchen Konſulenten für die Dauer 
ſeiner Verhinderung an der Berufsausübung 

a) einen anderen jüdiſchen Konſulenten bis zur Höchſtdauer eines Jahres zum Vertreter zu 
beſtellen; 

b) einen anderen nach $ 10 geeigneten Juden zum Vertreter zu beſtellen, ſofern die Ver— 
tretung die Dauer von 3 Monaten nicht überſteigt. Ein ſolcher Vertreter iſt auf die — 
kalendermäßig zu beſtimmende — Dauer der Vertretung als jüdiſcher Konſulent zuzu- 
laſſen. 

(3) Im übrigen iſt die Entſcheidung des Senats einzuholen. 


| 
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(1) Während der Dauer der Vertretung (8 10) hat ſich der jüdiſche Konſulent der perſönlichen 
Ausübung ſeines Berufes zu enthalten. Will er ſeine Berufsgeſchäfte vorzeitig wieder übernehmen, ſo 
hat er um den Widerruf der Beſtellung ſeines Vertreters nachzuſuchen. 

(2) Der Gerichtspräſident iſt in jedem Falle zum Widerruf der Beſtellung eines Vertreters und 
einer befriſteten Zulaſſung als jüdiſcher Konſulent ermächtigt. 


Artikel V 
Beendigung der Berufsausübung 
8 14 

Der jüdiſche Konſulent kann ſeinen Beruf jederzeit durch eine ſchriftliche Erklärung gegenüber dem 
Gerichtspräſidenten aufgeben. Die Aufgabe des Berufes wird regelmäßig mit dem Tage des Eingangs 
bei dem Gerichtspräſidenten wirkſam. Hat jedoch der jüdiſche Konſulent in ſeiner Erklärung einen be- 
ſtimmten Zeitpunkt für die Aufgabe ſeines Berufes angegeben und iſt dieſer bei Eingang der Er⸗ 
klärung noch nicht eingetreten, dann wird die Berufsausgabe erſt zu dem ſpäteren Zeitpunkt wirkſam. 
Der Gerichtspräſident zeigt den Zeitpunkt der Berufsaufgabe dem Senat und den in $ 3 genannten 
Stellen an. 

$ 15 

(1) Kommen Umſtände zur Kenntnis des Gerichtspräſidenten, die einen Widerruf der Zulaſſung 
angezeigt erſcheinen laſſen, ſo berichtet er hierüber nach Prüfung des Sachverhalts dem Senat. Zus 
vor hört er den jüdiſchen Konſulenten, ſoweit dies nicht untunlich iſt. Erachtet der Gerichtspräſident 
einen Widerruf der Zulaſſung für geboten, ſo hat er dem Senat hierüber unverzüglich zu berichten. Der 
Bericht muß einen beſtimmten Vorſchlag enthalten und auch die Frage erörtern, ob an Stelle des 
ausſcheidenden ein anderer jüdiſcher Konſulent zuzulaſſen iſt. 

(2) Hat der Gerichtspräſident den Widerruf der Zulaſſung vorgeſchlagen, ſo kann er dem jüdi⸗ 
ſchen Konſulenten vorläufig die weitere Berufsausübung unterſagen. Die rechtliche Wirkſamkeit von 
Handlungen des jüdiſchen Konſulenten wird hierdurch nicht berührt. Das Verbot iſt dem Senat und 
den in $ 3 genannten Stellen mitzuteilen. Die Beſtellung eines Stellvertreters iſt von einem Antrag 
des jüdiſchen Konſulenten abhängig. 

8 16 
Im Falle des Todes eines jüdiſchen Konſulenten iſt nach 8 14 zu verfahren. 


8 17 
Endet der Beruf des jüdiſchen Konſulenten, jo kann der Gerichtspräſident das in 8 4 Buchſtabe 1 
bezeichnete Schriftgut von dem früheren jüdiſchen Konſulenten, feinen Erben oder den ſonſtigen Ge— 
wahrſamsinhabern einziehen. 
Artikel VI 
Ausgleichſtelle 
8 18 
Die Aufgaben der Ausgleichſtelle ($ 13 Abſ. 1 der Verordnung vom 1. Februar 1939 (G. Bl. 
S. 17) nimmt die Rechtsanwaltskammer wahr. Sie verwaltet die der Ausgleichſtelle zufließenden Be⸗ 
träge als Sondervermögen. 
Artikel VII 
Vergütung der jüdiſchen Konſulenten 
8 19 
(1) Von den Einnahmen aus ihrer Berufstätigkeit verbleiben den jüdiſchen Konſulenten 
a) die Auslagen l(einſchließlich der Schreibgebühren im Sinne der Koſtengeſetze, 
b) ein von dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer feſtzuſetzender Pauſchalbetrag als Ent— 
ſchädigung für Kanzleiunkoſten, 
c) von den darüber hinaus erzielten monatlichen Einnahmen an Gebühren (einſchließlich einer 
vereinbarten Sondervergütung) 
für Beträge bis zu 400 G 90 v. H. 
für Beträge von 400 bis 600 G 70 v. H. 
für Beträge von 600 bis 1200 G 50 v. H. 
und für Beträge über 1200 G 30 v. H. 
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(2) Teilzahlungen eines Gebührenſchuldners werden zunächſt auf die Auslagen leinſchließlich der 
Schreibgebühren) ſowie auf etwaige Beitreibungskoſten vertechnet. 

(3) Anſprüche auf Vergütung, die vor der Zulaſſung zur Konſulententätigkeit entſtanden ſind, 
ſtehen in voller Höhe den jüdiſchen Konſulenten zu. 


8 20 
Die überſchießenden Beträge ſind an die Ausgleichsſtelle abzuführen. Die jüdiſchen Konſulenten 
haben der Ausgleichsſtelle binnen 10 Tagen nach Ablauf jedes Kalendermonats eine Abrechnung vor— 
zulegen und den daraus ſich ergebenden Betrag zu zahlen. 


8 21 

Scheidet ein jüdiſcher Konſulent aus ſeinem Beruf aus, jo werden die noch ausſtehenden Koſten⸗ 
forderungen nach Beſtimmung der Ausgleichsſtelle von ihr ſelbſt oder durch einen von ihr zu beſtim— 
menden jüdiſchen Konſulenten eingezogen. Die zur Einziehung erforderlichen Unterlagen — Handakten, 
Bücher uſw. — erhält die Ausgleichsſtelle oder der von ihr beauftragte jüdiſche Konſulent durch Ver— 
mittlung des Gerichtspräſidenten. Aus den eingehenden Beträgen zahlt die Ausgleichsſtelle dem aus- 
geſchiedenen jüdiſchen Konſulenten oder ſeinen Rechtsnachfolgern die dieſen nach § 19 zuſtehende Ver: 
gütung. 

822 

Die jüdiſchen e haben — neben dem Regiſter und den Handakten — über die ihnen zu⸗ 
ſtehenden und gezahlten Vergütungen ſowie über die Einnahme und Verwendung fremder Gelder ge— 
ſondert Buch zu führen. 

8 23 

(1) Die Ausgleichsſtelle kann Vergütungen, die ein jüdiſcher Konſulent nicht rechtzeitig an fie ab- 
führt, auf Grund einer von ihr ausgeſtellten, mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen 
Zahlungsaufforderung nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung von Urteilen in bürgerlichen Redhts- 
ſtreitigleiten beitreiben. 

(2) Über Einwendungen gegen die Zahlungsaufforderung entſcheidet der Gerichtspräſident end⸗ 
gültig. 

8 24 

Die Ausgleichsſtelle kann mit Genehmigung des Senats nähere Beſtimmungen über die Buch— 
führung der jüdiſchen Konſulenten ſowie über die Abrechnung und die Art der Zahlung der abzu— 
führenden Vergütungen treffen. 

Artikel VIII 
Unterhaltszuſchüſſe 
8 25 

(1) Geſuche um Gewährung von Unterhaltszuſchüſſen nach $ 5 der Verordnung vom 1. Februar 
1939 (G. Bl. S. 17) find bei dem Präſidenten der Rechtsanwaltskammer einzureichen. Der Geſuch— 
ſteller hat in dem Antrag ſeine wirtſchaftlichen Verhältniſſe eingehend darzulegen. 

(2) Der Präſident der Rechtsanwaltskammer prüft die Bedürftigkeit und Würdigkeit des Geſuch— 
ſtellers und entſcheidet nach Anhörung des Gerichtspräſidenten über die Gewährung eines Unterhaltszu: 
ſchuſſes endgültig. 

8 26 
Unterhaltszuſchüſſe können bis zum Höchſtbetrage von 
250 G monatlich bei ledigen Geſuchſtellern, 
300 G monatlich bei verheirateten, verwitweten oder geſchiedenen Geſuchſtellern 
gewährt werden. 
8 27 

Neben den Unterhaltszuſchüſſen können für jedes Kind bis zum Ablauf des Monats, in dem es 

das 16. Lebensjahr vollendet, 10 G monatlich bewilligt werden. 


8 28 
Bezieht der Geſuchſteller noch andere Einkünfte, jo wird der Unterhaltsbeitrag nur ſoweit ge- 
währt, daß der monatliche Geſamtbetrag der Einkünfte (nach Ausgleich mit Verluſten, die ſich aus 
einzelnen Einkunftsarten ergeben), bei Ledigen den Betrag von 250 G und bei Verheirateten, Ver⸗ 


35 
witweten oder Geſchiedenen den Betrag von 300 G nicht überſteigt. Jedoch bleiben Verſorgungsgbühr⸗ 
niſſe, die dem Geſuchſteller auf Grund der Verſorgungsgeſetze gewährt werden, bei dieſer Anrechnung 
außer Betracht. 
8 29 
Stirbt ein früherer Rechtsanwalt während des Bezuges eines Unterhaltszuſchuſſes, ſo kann ſeiner 
Witwe oder ſeinen ehelichen Abkömmlingen der Zuſchuß für den auf den Sterbemonat folgenden Ka— 
lendermonat weitergewährt werden. 
Ss 30 
In dem Beſcheid, durch den ein Unterhaltszuſchuß bewilligt wird, iſt der Geſuchſteller darauf hin— 
zuweiſen, daß er jede Anderung in ſeinen perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen unverzüglich 
der Ausgleichſtelle anzuzeigen hat und daß die Bewilligung des Zuſchuſſes jederzeit widerrufen werden 
kann. 
Artikel IX 
Sonſtiges 
8 31 
Die Juſtizbehörden haben dem Gerichtspräſidenten in Straf- und Zivilſachen leinſchl. der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsſachen), die einen jüdiſchen Konſulenten betreffen, die erforderlichen Mitteilungen zu machen. 
8 32 
Streitigkeiten zwiſchen einem jüdiſchen Konſulenten und einem früheren jüdiſchen Rechtsanwalt 
über den Ausgleich ihrer Gebühren nach $ 16 Abſ. 2 der Verordnung vom 1. Februar 1939 (G. Bl. 
S. 17) entſcheidet der Gerichtspräſident endgültig. 


§ 33 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 14. Februar 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 301 Greiſer Dr. Wiers-Keiſer 
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